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Als es sich vor etwa zehn lahren um den Erlass 
des Gesetzes über die btadtvereungung handelte, traten 
nicht geringe Befürchtungen in dem Sinn zu Tage, dass 
die neue Stadt Zürich mit grossen finanziellen Schwierig- 
keiten zu kämpfen haben werde. Ja es gab einsichtige 
Männer genug, welche voraussagten, dass sie in nicht 
gar femer Zeit eine finanzielle Krisis durchzumachen 
haben werde, und da.ss es richtioer sei, den krankenden 
Zustand der Finanzen einzelner Gemeinden vorerst zu 
sanieren, bevor man dieselben zu einem Ganzen ver- 
einige. Eine andere Anschauung ging freilich dahin, dass 
es der Stadt Zürich ein leichtes sein werde, ihren Finanz- 
haushalt auf eine durchaus sichere Grundlage zu stellen, 
dass ihr ökonomische Mittel in reichem Mass zu Gebot 
stehen, und dass man liierüber ganz unbesorgt sein könne. 
Wieder andere konnten zwar über die geäusserten Be- 
sorgnisse nicht leichten Sinnes hinweggehen, doch hielten 
sie die Stadtvereinigung für so notwendig und auch dring- 
lich, dass sie dieselbe nicht länger hinausschieben wollten, 
dagegen Hand boten, zu einer sorgfältigen Untersuchung 
der Finanzlage der zu vereinigenden Gemeinden und zu 
einer Feststellung der Grundlagen für die neu zu schaf- 
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fende Gemeindeökonomie. Diese letztere Ansicht gewann 

die Mehrheit. Eine kantonsrätHche 21er Kummission 
arbeitete unter Autwand von viel Zeit und Mühe diese 
Grundlagen aus, und es wurde dann schliesslich das die- 
selbe enthaltende sog. Zuteilungsgesetz vom /iircherischen 
Volk ano-enommen. Bei diesen Vorarbeiten war u. a. 

o 

namentlich thätig der damalige Stadtrat Dr. £. Hasler 
in Winterthur, ein ruhiger und verständiger, in Finanz- 
sachen erfahrener Mann, der bei der iaber die genannte 
Stadt gekommenen Krisis und der Sanierung der dortigen 
Gemeindefinanzen eine gute Schule durchgemacht hatte. 

Die linanziellen Hestinunun^cn des Zuteil unLTsyre- 
setzes sind gewisserniassen als ein Komproniiss zu be- 
trachten, denn es ist sehr fraglich, ob ohne dieselben 
das Gesetz vom Volke angenommen worden wäre. Sie 
müssen darum strenge einschalten werden und eine Än- 
derung derselben soll wohl erwogen werden. Sie sind in 
der Hauptsache folgende: Der Stadt wurden zunächst 
einige neue Steuern bewilligt, sodann mit Rücksicht auf 
die ausserordentlich grossen Aufgaben, welche ihr ge- 
stellt waren, gestattet, ihren Schuldmülgungsplan nicht 
für ihre gesamte Schuld anzulegtm. sondern einstweilen 
nur (lic vorhandenen PassivcMi, soweit ihnen nicht realisier- 
bare Aktiven gegenüberstehen, binnen längstens 30 Jahren 
zu iili^en. Eine weitere Erleichterung lag darin, das« 
der Regierungsrat ermächtiget wurde, \ on der Porderung 
auf Wiederherstellung der Stammgüier bis auf weiteres 
Umgang zu nehmen. Es ist nicht zu übersehen, dass 
jede andere Gemeinde verptlichtet ist, ihre Schulden- 
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tilgung derart einzurichten, dass nach Beendigung der- 
selben ihr Stammgut wieder vollständig frei und von 
Schulden unbeschwert gezeigt werden könne. In einer 
weitern Bestimmung wurde genau festgestellt, was unter 
einer selbstäfidigen produktiven Unternehmung, für welche 
Anleihen erhüben werdeji dürlen, zu verstehen sei. End- 
lich wurden in die $JS 82 und 84 des Gesetzes Normen 
über die Führung der Nmbattttnrechnung niedergelegt. 
In dieser Sepanitrechiumg können namentlich Neubauten 
verrechnet werden, welche über eine Mehrzahl von Jahren 
sich ausdehnen. Dafür wurden besondere Tilgungsvor- 
schrittcn autucstellt. L'nter diesen sind folocude zu er- 
wähnen ; Der Passivsaldo der N< ubautenrechnung soll 
jedenfalls am Schluss des 30, Jahres nach Beginn der 
einheitlichen Verwaltung, also 1922, 15 Millionen Fran- 
ken nicht übersteigeil. Nach den angestellten l'nter- 
suchungen belief sich der Betrag der Schulden, der 
nicht *durch realisierbare Aktiven gedeckt war, eben auf 
etwa diese Summe, i eriK r : Von zehn zu zehn Jahren 
ist der mutmassliche Bedarf tlir Neubauten und derglei- 
chen zu veranschlagen und danach der Jährliche Zuschuss 
aus der ordentlichen Gemeinderechnung (ordentl. Verkehr) 
an die Neubautenrechnung (ausserordentlicher Verkehr) 
zu bemessen. Eine Sachverständigenkommission soll die 
Jahrrechnungen prüfen und den obern Behörden^ denen 
die Aufsicht über die Gemeinden zusteht, darüber Bericht 
erstatten. 

Es dürfte van Interesse sein, jetzt, nachdem zehn yahre 
seit der Beratung dieser Vorschriften verstrichen sind^ 
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imen Rückdlük zu kalten, um zu untersucheHy wü weit 

dieselben eingehaliefi wurden oder nichts oder wie iveit sie 
durch andere ersetzt worden sind, und wie sich überhaupt 
der Finanzhaushalt auf Grund derselben in dieser Zeit 
gestaltet hat. 

Es giebt zwar Leute, welche es nicht gern sehen, 
wenn über diese Sachen öffentlich gesprochen wird, welche 
glauben, man sollte im Interesse des Kredits der Stadt 
Zürich mit der Ausspr;iche darüber sich die qfrösste 
Zurückhaltung zur Pflicht machen ; ja man ist gern ge- 
neigt, diejenigen, welche mit Bezug auf die Finanzge- 
barung der Stadt Zürich hin und wieder Besorgnisse 
äussern, der Ängstlichkeit und Engherzigkeit zu zeihen; 
es gehört bei vielen zum guten Ton, über ihre War- 
nungen mit Leichtigkeit hinwegzugehen. Der Verfasser 
dieser Schrift lässt sich jedoch hierdurch nie mehr ab- 
halten, seine Ansicht offen und freimütig auszusprechen \ 
und er glaubt damit seiner Vaterstadt einen grössern 
Dienst zu erweisen, als wenn auch er in das grosse Horn 
all dttr Optimisten blasen wurde, welche da glauben, die 
Kräfte der Stadt Zürich vermögen alles zu leisten. Zur 
Zeit ist eine solche Mahnung vielleicht noch von einigem 
lirfülg begleitet. In einigen Jahren dürfte tts zu spat sein. 
Der Kredit der Stadt aber muss es vertragen können, 
dass man über die Finanzlage spricht und auch ihre 
Schwächen hervorhebt. Wäre es nicht so, dann stünde 
ihre Ökonomie doch wahrlich aul schwachen Füssen. 
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In den ersten Jahren der Stadtvereinigung mühte 

man sich umsonst ab. einen Tilgungsplan tür die ent- 
stehende Neubautenschuld zu konstruieren. Diese Auf- 
gabe blieb bis in die neueste Zeit ungelöst. In den 
Jahren 1894 und 1895 sodann wurde das städtische In- 
ventar bereinigt. Es ergab sicli dabei, dass die durch 
sogenannte realisierbare Aktiven nicht gedeckte Schuld 
10,941,259 Fr. betrug. Wenn somit in den Bestimmungen 
des Zuteilungsgesetzes 15 Alill. als die Summe be- 
zeichnet ist, welche nach einer 30 jährigen Tilgungs- 
periode als Passivsaldo der Neubautenrechnung vor- 
handen sein dürfe, so hatte man bereits, ohne es zu 
wollen, durch das Gesetz der Stadt etwa um 4 Millionen 
g^rösseren freien Spielraum gewährt. Denn bei Erlass 
desselben waltete die Absicht, jenen Passivsaldo etwa 
so zu bestimmen, dass er ungefähr der in der gleichen 
Periode zu tilgenden alten Schuld entspreche. Dies 
traf nun darum nicht zu, weil in den Jahren 1894 und 
1 895 die Vermögensstücke des Gemeinde -In\'entars im 
Wert um etwa 4 Mill. hinauttresetzt worden waren. 
Dadurch wurde dann die ungedeckte alte Schuld, die 
zu tilgen war, um eben so viele Millionen verringert. 
Die Stadt durfte für 4 Mill. mehr Passivsaldo ansteigen 
lassen, als bei Erlass des Gesetzes eigentlich beab- 
sichtigt worden war. 

Es kam sodann in den Jahren 1897 und 1898 die 
Beratung des Initiativ- Vorschlags für ein neues Zuteilungs- 
gesetz. Die Bestimmungen mit Bezug auf den Finanz- 
haushalt wurden in einigen Punkten modifiziert. Der 
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bisher nicht zu stände gekommene Tilgungsplan für die 
Neubautenschuld wurde nun ins Gesetz htneingek^sjt. 

An das sich auf der Neubauten-Rechnung jährlich er- 
gebende Dehzit ist hienach aus der ordentlichen Be- 
triebsrechnung ein Beitrag zu leisten, der sich auf der 
Grundlage berechnet, dass er für das Jahr 1898 
Fr. 1,600,000 betrug und jedes Jahr um eine bestimmt 
festgestellte Quote vermehrt wird. Dabei wurde an- 
genommen, es ergebe sich auf der Neubauten-Rechnung 
durchschnittlich, abgesehen von den Zinsen, ein Netto- 
verbrauch von 2 Millionen Fr. pro Jahr. Da aber diese 
Verbrauchssumme zum voraus nicht genau festgestellt 
werden kann, so wurde im weitern hestimmi, ( n solle 
von fünf zu fünf Jahren für die durch die Neubauten- 
Rechnung nach und nach entstehende Schuld ein neuer 
Tilgungsplan nach gleichen Grundsätzen aufgestellt werden, 
und zwar so, dass am Ende des Jahres 1922 die ungedeckte 
Schuld der Neubauten-Rechnung höchstens 20 Millionen 
Fr. betrage. Man kam also durch diese Bestimmung 
der städtischen Verwaltung abermals entgegen und ge- 
stattete ihr mit Bezug auf den Verbrauch bei ihren 
Neubauten jetzt einen um 5 Mill. grössern Spielraum 
und zwar, wie betont u urde, wegen der siaitgefundenen 
ausserordentlichen Bevölkerungszunahme und der in- 
folge derselben vermehrten Bedürfnisse. Der Stadtrat 
hatte noch viel weiter gehen wollen und zwar in der 
Weise, dass die Tilgung der Neubautenschukl in der 
nächsten Zeit nur eine ganz geringe hätte sein können, 
sich dann nach und nach gesteigert und gegen Ende 
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der Tilgungsperiode ausserordentlich hohe Summen er- 
reicht hätte. Ein dcrartii^es Belasten einer spätem Ge- 
neration wurde aber nicht gebilligt, und es machten die 
bezüglichen Bestimmungen den Eindruck, als wäre es 
mit dem Schulden tilg^en nicht so ganz ernst gemeint. 
Die regier unL,^sratiichen Finanzexperten billigten den vom 
Grossen Stadtrat angenommenen und in den Initiativ- 
vorschlag hineingelegten Tilgungsplan, und auf ihren 
Antrag hin beschloss der Reuierun^srat. kraft seines 
Oberaufsichtsrechts über die Ciemeindeverwaltung , es 
sei die Stadt. Zürich jetzt schon gehalten, diesen Til' 
-ungsjjlan zur Ausführung zu bringen. Derselbe kam 
ciann soiort zur Anwendung. Diese Expertenkommission, 
auf weiche der Stadtrat nicht ganz gut zu sprechen 
war, wurde im Initiativ- Vorschlag weggelassen, weil auch 
die Mehrheit des Gr. Stadtrais es der \\ lirde der Stadt 
nicht lür angemessen erachtete, dass für sie eine der- 
artige besondere Stelle bestehe. 

Im Jahre 1899 fand abermals eine Erhöhung des 
Gemeinde-Inventars statt imd zwar um 1 1/2 bis 2 Mil- 
lionen. Sämtliche Gemeinden des Kantons hatten in 
diesem Jahr ihr Inventar zu bereinigen. Gegen die 
stattgefundenen W'erterliuhun^en lässt sich an sich nichts 
einwenden, die einzelnen V ermögensobjekte haben zu- 
sammengerechnet jedenfalls den im Ganzen im Inventar 
eingesetzten Wert, ja noch einen höhern. Auffallend 
war nur, wie der Stadtrat diese Wertvermehrungen 
buchte; sie wurden der Neubautenrechnung (ausser- 
ordentlicher Verkehr; gutgeschrieben, wie es den An- 
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schein hatte, um die in jenem Jahr ganz ausserordentlich 

hohe Verbranchssumme in dicst-r Rechnung; einicjer- 
massen auszugleichen. Dies ist aber unrichtig : Wenn 
Vermögensstücke höher gewertet werden, so kommt 
dies der Kapitalrechnun^; zu gut, die Vermögensstücke 
werden im Zahler derselben mit gnisscnen Summen 
gezeigt; den ausserordentlichen Verkehr, der eine Be- 
triebsrechnung ist, geht dies nichts an. Eventuell könnte 
man begreifen, wenn die BlicIuhilj;- im Amortisations- 
konto B, gewissermassen der Kapitalrechnung des ausser- 
ordentlichen Verkehrs, stattgefunden hätte, in den Ab- 
schluss auf Seite 84 der Rechnungs übersieht gehörte 
sie auf keinen Fall. 

Aus dem Vorgesagten geht hervor, dass man schon 
bei der Stadtvereinigung der städtischen Verwaltung 
eine gewisse l^reiheit gestattete : sie wurde einstweilen 
dispensiert, die Stammgüter wieder herzustellen. Es 
wurde ihr gestattet, nicht die ganze Schuld zu tilgen, 
sondern nur den nicht durch realisierbare Aktiven ge- 
deckten Teil. Durch die Hülierwertung der Aktiven 
im Inventar wurde der freie Spielraum noch vergrössert. 
Bei der Revision des Zuteilungsgesetzes sodann ging 
man in dieser Richtung noch weiter und auch durch 
die Revision des Vermögens-Inventars vom Jahr 1Ö99 
wurde wieder ein Schritt dahin gethan; denn es ist klar, je 
höher die Werte der realisierbaren Aktiven hinaufgesetzt 
werden, dcsLo kleiner wird der ungedeckte i eil der 
Schuld, welcher einstweilen allein zu tilgen ist. Es ist 
somit der Stadt nach und nach die Freiheit eingeräumt 
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worden, in der ersten Periode eine 9 beziehungsweise 
11 Millionen höhere ungedeckte Schuld anwachsen zu 

lassen, als bei Erlass des Stadtvereinigungsgesetzes beab- 
sichtigt war. Dies soll hier l^eineswegs getadelt werden. 
Es ist nun aber sehr zu wünschen, dass düst Liniett 
künftig genau eingehalten werden, und es wäre sehr zu 
beklagen, wenn namentlich durch einen weitgehenden 
Verbrauch in der Neubautenrechnung der Eindruck her- 
vorgebracht würde, dass man sich über den ange- 
nommenen Finanzplan unter Umständen hinwegzusetzen 
geneigt sei. 

Man kann nicht etwa sagen, man müsse der Stadt 

in einer /.unaclK^i bevorstehenden Periode noch grössere 
Freiheit gestatten und sie in noch höherem Grad ihre 
Schulden steigern lassen; es komme dann wieder eine 
Periode der Ruhe, wo sie leicht werde Schulden tilgen 
können. So dachten viele schon seit Jahrzehnten, aber 
die Ansprüche und Aufgaben wurden immer grösser und 
zahlreicher. So wird auch eine nächste Generation wieder 
vollauf zu verbessern und zu bauen liaben. Man hätte 
eben früher ftir die Stadtvereinigung besser Vorsorgen 
und namentlich zu den Gemeindefinanzen besser Sorge 
tragen sollen, jetzt sind sie in einem Zustand, der die 
grösste Schonung erheischt. Fs sei erlaubt, es auszu- 
sprechen, dass in der nun zu Ende gegangenen ersten 
Periode der Stadtvereinigung dies zu wenig beachtet wurde 

* « 
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Sehen wir nun, wie sich die st&dtiBcheii Rech- 
nungen im Lauf der sieben Jahre 1893 — 1899 gcsuiltet 
haben. Dabeiist mit Anerkennung hervorzuheben, dassdas 
Rechnungswesen ein wohlgeordnetes und die Rechnungen 

nach einem klaren und übersichtlichen Schema trestellt 
sind. Die mit der Rechnungsstellung betraute Buch- 
haltung ist ihrer Aufgabe in jeder Beziehung gewachsen^ 
Wir unterscheiden den ordmilichen Verkehr (die eigent- 
liche Betriebsrechnung), den ausserordentiichen Verkehr 
oder die Neubautenrechnung (ebenfalls Betriebsrechnung)^ 
die Rechnungen der selbständigen Unternehmungen (in der 
Hauptsache Betriebsrechnungen;, dann die Kapiloirnh- 
nung des Gemeindeguts mit den Schuldentilgungs- und 
Amortisationskonti und die Separatfonds und Stiftungen 
(Korrent- und Kapitalrechnungen). 

Oriientluker l 'erkehr. Die Gesamtausoabe in den 
sieben Jahren betrug Fr. 69,109,055, zu deren Deckung ein 
Betrag von Fr. 36,353,129 an Steuern gebraucht wurde, 
gleich uii-riahr r)2V2^^'0, der Rest mit iV. :i2,75(i,00O 
wurde durch die übrigen Einnahmen des Gemeindeguts 
ausgeglichen. Die Ausgaben stiegen von Fr. 7,601,553 
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im Jahr I sii:! aut Fr. 12,28;i,lUG im Jahr 1899, also um 
Fr. 4,7ÜÜ,ÜÜÜ in sechs Jahren. Berücksichtigt man jedoch, 
dass die Ausgabe für die Schuldentilgung und dergL im 
Jahr 1899 eine weit L^rösserc war als im Jahr 1893 und 
beachtet man lerner, dass ein Teil der Mehrausgabe 
eigentlich eher veränderter Buchung zuzuschreiben ist, 
so wird man die eigentliche Aus^abensteigeriing in diesen 
sechs Jahren richtii^er mit 3 — 3 1/2 Millionen Fr., also per 
Jahr durchschnittlich Fr. 500,000 — 600,000 beziffern. 
An Steuern wurden im Jahr 1893 Fr. 4,390,794 ein- 
genommen und im Jahr 1899 Fr. 5,980, 1()8. Der Steuer- 
ertrag stieg somit um rund 1,6 Millionen ^ 44 ^/o, oder 
per Jahr um durchschnittlich etwa Fr. 266,000. 

Vergleicht man diese Rechnungsergebnisse mit den 
vor zehn Jahren von der kantonsrätlichen iil-er Kommission 
aufgestellten Budgets, so ergiebt sich, dass diese letztern 
bei weitem Uberschritten wurden. Die städtischen Rech- 
1111 Ilgen haben aber glücklicherweise bisher, alles inein- 
ander gerechnet, ohne Delizite abgeschlossen werden 
können, ja es ergab sich ein namhafter Überschuss, der 
zu gelegentlicher Verwendimg auf die Seite gelegt worden 
ist. Die Rechnung vom Jahr 1900 wird nuiimasslich 
ebenfalls ohne Dehzit abgeschlossen werden können. 
Mit Bezug auf die Rechnung für 1901 ist dies schon etwas 
zweitclhali, immerhin wird clor mutmassliche Rückschlag 
eher weniger als Fr. 3U0,UUU, wie er budgetiert ist, 
betragen. Für 1902 aber wird ein Defizit kaum zu 
vermeiden sein, wenigstens nicht ohne Erhöhung der 
Liegenschaftensteuer. 
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Es leuchtet' ein^ dass im ordentlichen Verkehr die 

Ausgaben inskünitig nicht um etwa Fr. 550,000 per 
Jahr gesteigert werden können, wie dies in den sechs 
Jahren seit der Stadtvereinigung der Fall gewesen ist. 
Grössere Zurückhaltung und vermehrte Einfachheit in 
der Belneciigung all der sich geltend machenden Be- 
dürfnisse ist durchaus geboten. Als Gebiete, in welchen 
dies namentlich anzustreben ist, sind zu bezeichnen das 
Schulwesen und das Bauwesen. Die Zahl Von 55 Schülern 
in den sechs untern Klassen der Primarschule, welche 
als zu erstrebendes Ziel ins Auge gefasst wurde, ist zwar 
durchaus nicht zu tief gegriffen. Für Erreichung des 
Lehrzwecks ist eine solche Klasse eigentlich noch recht 
gross. Aber wenn es schon noch einige Jahre länger 
dauert, bis dieses Ziel erreicht sein wird, so kann dies 
nicht als ein Unglück bezeichnet werden. Die Ver- 
minderung der Schülerzahl in der Klasse bedingt eben 
nicht nur die Schaffung neuer Lehrstellen, sondern zu- 
gleich auch die KrrichtunL; neuer Schulhäuscr. Diese 
letztere aber verursacht einerseits sehr bedeutende ein- 
malige Ausgaben für den Bau, anderseits neue jährliche 
Ausgaben fiir die Besorgung und Unterhaltung der Schul- 
häuser. Ks sollte daher mit der Schaffung neuer Klassen 
mehr zurückgehalten werden und dann aber auch die 
Schulhäuser, die man baut, mit grösserer Einfachheit 
erstellt werden. Denn eine Ausq^abe \ on I">. 40,000 
iür ein Schulzimmer, wie in neuster Zeit in einer Weisung 
des Stadtrats ausgerechnet war, ist doch gewiss zu viel. 
Im Bauwesen ist namentlich zu untersuchen, ob nicht am 
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Strassenunterhah und der Strassenreinigung etwas ge- 
spart werden könnte, denn die Ausgaben des Strassen- 
Inspektorats, welchem auch die Reinigung und Re- 
paratur der Dolen untersteht, sind fiir 1901 mit etwa 
1 Million Fr. veranschlagt. Freilich ist das Gebiet der 
Stadt Züricii und die Ausdehnung der zu unterhaltenden 
Strassen in derselben ausserordentlich gross, aber die 
Reinhaltung der Strassen, welche an sich eine schöne 
Sache ist, geht doch sehr weit. Die Einwohner der 
früheren Ausgemeinden waren jedenfalls bei weitem nicht 
an eine so sorgfältige Sauberhaltung gewöhnt, wie sie 
jetzt stattfindet und würden sich wohl mit etwas wenii^er 
zufrieden geben dürfen. Auf jeden Tagblatt- und Zeitungs- 
Artikel, in welchem ein Unzufriedener seine weitgehenden 
Ansprüche geltend macht, könnte dann freilich nicht 
geachtet werden. Die ehemaligen Aiisiq^emeinden sind 
auch in andern Beziehungen (Polizei, Beleuchtung, Schule) 
um so viel besser besorgt als früher, dass wir schon den 
Üindruck bekamen, man konnte mit der allmählichen 
Ausgleichung gegenüber der Altstadt ganz wohl noch 
etwas mehr zurückhalten. Sehr hohe Summen erfordern 
auch die verschiedenen Bau-Bureaux. Die technische Ver- 
waltung des Tiefbauamts Fr. 168,300 und die Hochbau- 
ämter Fr. 87,500 im Budget für 1901. Wird so viel 
gebaut wie in den letzten Jahren, so werden auch die 
Ausgaben für die liaubureaux entsprechend gross sein 
müssen, gewiss aber findet mancher mit uns, es werde 
nur zu viel auf einmal gebaut, es sollte das Tempo, in 
dem diese grossen Bauten einander folgen, verlangsamt 
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werden; wäre dies der Fall, so könnten auch die Bau- 

bureaux um etwas reduziert werden, i^ndlich wachsen 
die Ausgaben für die öfitbntliche Beleuchtung in s Un- 
. gemessene und solhe man sich da allen Ernstes fragen, 
ob nicht eine Ermässigung eintreten konnte. So gäbe 
es noch weitere Gebiete. 

Als denjenigen Teil der Verwaltung, in welchem am 
wenigsten gespart werden kann, möchten wir das Polizei- 
wesen, speziell die Sicherheitspolizei, für welche im Budget 
pro 1901 Fr. 618,700 ausgesetzt sind, bezeichnen. Dabei 
denken wir durchaus nicht etwa an die sog. politische 
Polizei — in dem Sinn, dass wir für diese mehr aus- 
geben möchten — , sondern nur an die Sicherung des 
Bürgers gegen Verbrechen und Missachtung der be- 
stehenden Polizeivorschriften. Das städtische Polizeikorps 
hat sich zwar um ein bedeutendes verbessert, doch ist 
es auch jetzt noch nicht zu stark, da eben das zu be- 
wachende Gebiet ein ausserordentlich ausgedehntes ist. 
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Im ausserordentlüßun Verkehr ergeben sich folgende 



Zahlen : 





• 

Ausgaben 


Einnahmen 


Jahreädefizite 


Überträge 
a. d. ordeutl. 
Verkehr 


Voranschlag 


im 


2,256,347 


1,061,837 


1,194,510 


300,000 


l,lCX>,vOU 


1894 


2,075,850 


717,04.') 


1.358,805 


422,212 


1 7Q0 Rß7 


1895 


1.616.299 


370,399 




657.600 


1,743,000 


1886 


2,463,612 


477,711 


1,985,901 


864,649 


2,384,000 


1887 


2,819,703 


351,690 


2,468^013 


11,496,5221 
1 630,161) 


2,410,600 


1888 


a,039,961 


«21,944 


2,418,016 


1,600,000 


2,084,235 


1889 


4^187 


481,776 


4,216,787 


1,624,180 


2,967,680 




19,096,939 


4^,402 


14,888382 


7,595,324 




fach Büdget, die Reduungen liegen noch nicht vor:) 




1988 


3,481^ 


1,590,280 


1,840,940 


1,645,947 




1881 


2,738,290 


686,450 


2,051,780 


1,6674120 





NB. Die Rechnung von isyy fiel zum Teil darum so ungüaslig aus, weil 
bedeutende ervartete Einnahmen ausblieben ; dieselben werden nun in einem ge- 
wissen Ma.ss der Rechnung von 19(lO xu gut kommen. 



Der Schuldbetrag der Neubautenrechnung (ausser- 

ordentl. Verkehr) stieg in den sieben Kcchnunnsjahrcn l>is 
IbUO auf Fr. 5,204,351 an. Diese Summe solUe nach 
Ansicht des Verfassers um etwas mehr als 1^/2 Million 
höher jj^ezeij^t sein, indem unrichtigferweise hier die oben 
berührten Wertvermt;hrungen pro 1899 im Inventar des 
Gemeindeguts zur Schuldentilgung verwendet worden 
sind. Dieser Fassivsaldo darf nach dem früher <resaL;^ten 
laut dem angenuminenen l'inan/plan aut Ende 1922 
bis aul 20 iMillionen angestiegen sein, währenddem mit 
diesem Jahr der ungedeckte Teil der bestehenden alten 
Schuld (Überschuss der Passiven über den Betrag der 
sog. realisierbaren Aktiven) verschwunden sein inuss. 

2 
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Aufgabe der städtischen Verwaltung ist es, nach unserer 

Ansicht, diese Limite strikte einzuhalten, und es liegt 
darum in der Bewegung im sog. ausserordentlichen 
Verkehr eines der Kriterien für die Beurteilung der 
Finanzlage. In dem Bericht der kantonsrätlichen 21'*'^ 
Kommission für die Vereinigung" von Zürich und Aus- 
gemeinden, datiert den 28. Oktober 1890, war nach 
den aufgestellten Voranschlägen angenommen, dass man 
im ausserordentlichen Verkehr per Jahr etwa Pr. 700,000 
durchschnittlich brauchen werde. Auf Seite 57 daselbst 
ist auch' die Möglichkeit gesetzt, dass man 1 Million 
verwenden werde. Nun betrugen aber von Anfang an 
die Jahresdeh^iite in dieser Rechnung, wie soeben ge- 
zeigt, mehr, und zwar stiegen sie fortwährend, bis sie 
im Jahr 1899 die ungeheuerliche Summe von Fr. 4,216,737 
erreichten. Es leuchtet gewiss ein, dass in dieser Weise 
nicht fortgefahren werden kann, und dass, wenn bei der 
Aufstellung des neuen Finanzplans zunächst eine jähr- 
liche Verbrauchssumine von 2 Millionen /u (irunde 
gelegt wurde, man hiemit ohne Zweifei sehr weit ging. 
Diese Summe sollte unbedingt eingehalten werden. 
Würde dieselbe weiter, wie in den letzten Jahren über- 
schritten werden, so ist niciit daran zu glauben, dass 
der Finanzplan eingehalten werden könne, und dass es 
überhaupt den Behörden damit Ernst sei. Eine wesentliche 
Steigerung des Übertrags aus dtni ordentlichen Verkehr 
verträgt aber dieser selbst ohne Steuererhöhung nicht; 
hier kann nur geholfen werden dadurch, dass man sich 
eine viel grössere Zurückhaltung auferlegt. Das Tempo 
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bei der Ausführung all der Neubauten muss wesentlich 

verlangsamt werden. I )i(!se Bauten sind zwar mit we- 
nigen Ausnahmen angemessen, der Fortentwicklung der 
Stadt entsprechend und an sich nicht übertrieben. Würden 
die nötigen Mittel zu Gebot stehen, so Hesse sich nicht 
viel gegen dieselben einwenden. Letzteres ist aber eben 
nicht der Fall, und darum folgen sie zu sekneU auf- 
einander, es wird zu viel aufs Mal ausgeführt. Der 
französische Nationalökononie Leroy-Beaulieu hat ein- 
mal bei Besprechung der immer wachsenden Ausgaben 
gewisser französischer Städte in seinem «Economiste fran- 
gais» geschrieben: On ne peut pas renouveler la surtace 
des villes en dix ans. Dieser Spruch gilt unbedingt 
auch für die Stadt Zürich, welche bei ihrer Vereinigung 
nicht in besonders günstigen finanziellen Verhältnissen 
stund, und darum nur sehr schrittweise und nach und 
nach alle die Aufgaben lösen . kann, welche ihr die 
Weiterentwicklung stellt. Die Misskennung dieses Ge- 
bots nius.stc scliwt.'rc Nachteile im Cietoli-c habL-n. Auch 
vergesse man ja nicht, dass an jede Stadt schwere Zeilen 
herantreten können, eine Kalamität, ein Unglück, welche 
sie zu grossen, ausserordentlichen Ausgaben zwingen. 
Wie steht sie dann da, wenn sie vorher leichten Sinnes 
vorgegangen ist, sich alle Ausgaben für Unternehmungen 
und Verbesserungen, welche sie freuten, gestattet hat und 
ihr Schuklbestand bereits sehr hoch gestiei^'-en ist: 

Aber auch aus einem andern Grund ist eine 
grössere Zurückhaltung geboten. Die Bauverwaltung, 
namentlich deren Spitze, der Bauvorstand L ist zur Zeit 
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mit Arbeiten überlastet, er wird fortwährend gedrängt, 
mit den auszuarbeitenden Projekten aufs rascheste hervor- 
zutreten. Was Wunder, wenn dann hie und da ein 
Projekt noch nicht ganz fertig und zur Ausführung reif 
ist? Es ist auch einem so mit Arbeit überhäuften Be- 
amten iinmö«j^lich, eine gewisse Oberaufsicht über alle 
die nebeneinander in Ausführung. begriffenen Bauten und 
Anlagen in richtiger Weise zu üben. Es genügt nicht, 
dass man immer mehr Techniker anstellt, die Spitze 
der Bauverwaltung muss doch alle die Arbeiten im 
Auge behalten, sowohl die Bearbeitung der Projekte in 
dv.n liurcaux, als die Baiiaustühriin^ draussen. Zur Zeit 
sind neben einem Stadtbaumeister noch 4 Architekten 
für die Stadt thätig, gewiss wäre es auch da nötig, 
dass ein Bau vorstand etwa nachsehen würde, wie hier 
gearbeitet wird. Wie wäre dies aber möglich, bei der 
ausserordentlichen Überlastung mit Arbeit? Ein Bau- 
vorstand ist ein Mensch wie ein anderer; er kann 
geistii^^e Arbeit bis zu einem gewissen Mass leisten ; 
stellt man zu weitgehende Anforderungen, so können 
dieselben auch beim besten Willen nicht erfüllt werden. 
Hiebei hat es selbstverständlich nicht etwa die Meinung, 
dass der Bauvorstand gewisserniassen den Architekten 
oder Ingenieur zu ersetzen habe, dass er die Leist- 
ungen der Unternehrrier an Stelle jener kontrollieren 
solle. Davon kann keine Rede sein. Seine Aufo^abe 
ist eine höhere, er hat eine Oberaufsicht zu üben und 
soll sich überzeugen, dass alle die mit Arbeiten betrauten 
Techniker die von ihnen übernommenen Pflichten, so 
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wie es dem öffentlichen Interesse dient, erÜtllen. Dies 
verlangt die üinwohnerschaft von ihrem liauvorstand. 

Man kann auch sagen, dass das eine und andere 
Projekt mit gferingeren Kosten ausgeführt werden könnte, 
wenn nicht so sehr oreeilt würde. Meistens handelt es 
sich dabei um bedeutende Landabtretungen, über welche 
vorher unterhandelt werden muss. Könnten nicht hie 
Liiul da LiiiiisLiaj-ere liediiii^iini^en cr/iclt werden, wenn der 
Abtretuni^spliichtige nicht von vornherein sehen würde, 
dass die Baute unter allen Umständen zur Ausfuhrung 
kommen müsse, und dass es damit so grosse Eile habe ? 

Bei AnUiss der Abnahme der Rechnuno- iil)er den 
ausserordentlichen Verkehr vom Jahr 1899 hat der 
Verfasser dieser Schrift als Mitglied des Gr. Stadtrats 
sicli veranlasst gesehen, Antrage zu stellen, welche 
daraut tendierten, den Stadtbehörden eine grössere 
Zurückhaltung mit Bezug auf diese grossen Bauten zur 
Pflicht zu machen und das Tempo in deren Ausführung 
zu verlangsamen. Hiezu bot in der That eine ge- 
eignete Gelegenheit die Behandlung der Rechnung, bei 
welcher sich ergab, dass im Jahr 1809 anstatt der an- 
genommenen durchschnittlichen 2 Millionen im ausser- 
ordentlichen Verkehr mehr als 4 Millionen gebraucht 
worden sind. Diese Anträge sind am 15. Dezember 
vorigen Jahres, allerdings in abgeschwächter Form, an- 
genommen worden. Dieselben kamen nicht jedermann 
gelegen, doch wurde anerkannt, dass man nicht in der 
bisherigen Weise fortfahren könne. Der Antragsteller 
war jedoch mit der Art, wie die Anträge erledigt 
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wurden, für diesmal nicht übel zufrieden. Was an den- 
selben gestrichen wurde, — die VerpUichtung-, in spä- 
teren Jahren um so viel weniger auszugeben, als 
zu viel gebraucht wurde und Erhöhung des Zuschusses 
aus dem ordentlichen Verkehr, sobald sich zeigen sollte, 
dass man mit 2 Millionen Verbrauch per Jahr nicht 
auskomme — gilt auch jetzt schon, infolge der An- 
nahme des in den Entwurf für das Zuteilungsgesetz 
niedergelegten r'inanzplans und die Anordnung des Re- 
gierungsrats, dass dieser auch schon vor Erlass des 
Gesetzes für die Stadt verbindlich sein solle. Ganz be- 

soikIcts Ircutc den /\:iL: agstcller das K()m[)liment, wel- 
ches ihm von der stadträtlichen Bank aus gemacht 
worden ist, dahingehend, es habe derselbe durch seine 
Begründung in trefflicher Weise die Geschäfte des Finanz- 
vorstands besorgt. (Jhne Zweifel wird man diese An- 
erkennung von der gleichen Seite auch dem Verfasser 
dieser Schrift nicht versagen können. 

* * 
* ■ 

Mit Bezug auf die sog. selbständigen Unternehmungen 
der Stadt ist folgendes zu bemerken : Das Gaswerk in 
Schlieren ist eine sehr wertvolle Unternehmung, welche 
der Stadt einen beträchtlichen Ertrag abwirft. Es stund 
auf den Büchern im Jahr 189D mit nicht ganz 6W2 Mil- 
lionen, nachdem von den gesamten Verwendungen im 
Lauf der Jahre bereits Fr. 3,590,000 abgeschrieben wor- 
den waren. Im Jahr 1899 war diese Abschreibung eine 
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ausserordentlich i^^rosse, für die Zukunft ist sie auf 5*/a 

des Buchwerts angesetzt. 

Ein Gleiches ist zu sagen von der IVasserversorgzmg, 
auf welche im Lauf der Jahre bis Ende 1899 nahezu 
13^/2 Millionen verwendet worden sind. Der Buchwert 
betrug im genannten Jahr noch 6V2 Millionen, Im Jahr 
1900 wurde diese Unternehmung mit einer bedeutenden 
Kapitalverwendung belastet ; die Gemeinde hat für die 
Erwerbung von Quellen in der Gegend der Sihi und Zu- 
leitung des Wassers nach der Stadt 8 Millionen Fr. aus- 
gesetzt. Dabei handelte es sich um eine sehr wertvolle 
Acquisition. Je nachdem nun über dieses Wasser verfugt 
wird, kann diese Verwendung zur Steigerung oder auch 
zur \ crminderung des Reinertrages der Unternehnuing 
führen : Wird dieses Quell wasser zum gross ten Teil an 
Private abgegeben, unter Ansetzung eines angemessenen 
Wasserzinses, so kann es der Stadt Gewinn bringen und 
ihre Rechnung verbessern. Werden aber überall eine 
grosse Zahl von öffentlichen Brunnen errichtet und mit 
diesem Wasser gespeist, wie dies von vielen erwartet 
wird, so wird der l nicnichnuing daraus nur ein geringer 
Nutzen erwachsen, für die Erstellung der Brunnen noch 
eine weitere Kapitalbelastung nötig werden und auch eine 
jährliche Ausgabe für die Besorgung dieser Brunnen ent- 
stehen. Hieran wird im Effekte nichts geändert, wenn 
man dazu kommen sollte, der Wasserversorgung das 
von den öffentlichen Brunnen konsumierte Wasser aus 
der Rechnung des ordentlichen Verkehrs zu vergüten. 
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Die Ausgabe würde nur in einen andern Conto über- 
getragen. Es ist daher zu wünschen, dass der Stadt- 

rat mit I^ezu«»^ auf die V erwendung dieses Wassers recht 
haushälterisch vorgehe; denn die allgemeine Finanz- 
lage erheischt, dass der Reinertrag der Unternehmung 
in der Zukunft eher i^esteigert als vermindert werde ; 
der ordentliche Verkehr aber ist aucli möglichst zu schonen. 
Die Abschreibungen an diesem Werk betragen 6 Wo der 
Gesamtsumme der Bauausgaben. 

Das Elekirizüätswerk hat bisher 4 Millionen Fr. 
gekostet und stund 1899 noch mit 3 Millionen Fr, zu 

Buch, der Reingewinn betrug Fr. 71,7G1 und die Ab- 
schreibung 10 ^/o der Gesamtsumme der Bauausgaben. 
Auch diese Unternehmung hat sich in befriedigender 
Weise entwickelt. 

Ein weniger günstiges Zeugnis kann der Unter- 
nehmung der Strassenöahnen in finanzieller Beziehung 

ausgestellt werden. Dieselbe stund Ende 1899 mit an- 
nähernd Fr, 4^900.000 zu Buch, wobei jedoch noch der 
Betrag von Fr. 678,526 als zu amortisierende Verwen- 
dungen unter den Aktiven stehen, welcher Posten eher 
als ein non-valeur zu bezeichnen und nach dem Eisen- 
bahngesetz so bald als immer möglich abzuschreiben ist. 
Diese Summe hat sich noch um ein sehr bedeutendes 
vermehrt durch den Umbau der Strassenbahn im Jahr 
19ÖÜ; denn die Verwendungen für die ehemalige Pferde- 
bahn sind ebenfalls zum non-valeur geworden. Anderseits 
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wurde die Unternehimin- dabei mit sehr bedeutenden 

Kapitalverweiulungen belastet. In den Krneuerungstonds 
wurden 1699 nur Fr. 122,1^^ gelegt und die Abschrei- 
bung auf den zu amortisierenden Verwendungen betrug 
bloss ¥r. 3887. Ks wird noch eine geraum» Zeit gehen, 
bis diese letzteren getilgt sein werden und namentlich 
auch das Verhältnis der Abschreibung auf den der Un- 
ternehmung noch dienenden baulichen Anlagen, dem 
Rollniaterial u. s. w. angemessen geordnet sein wird. 
Durch den stattgehabten Umbau wurde die Unter- 
nehmung sehr stark belastet, und es kommt nun 
alles auf die Frequenz derselben und die Cjeschätt^>erträg- 
nisse an. Eine eigentliche Rendite der Unternehmung 
wird noch sehr lange auf sich warten lassen. 

Die Materialverwaiiung, eine weitere selbständige 
Unternehmung der Stadt, stund mit Fr. 703,639 zu Buch. 

Der Reingewinn betrug F'r. 24,140. Die Abschreibung 
an der Liegenschaft Fr. 4960. 

HC « 

Es war schon davon die Rede, die Abschreibungen 
auf den einen dieser Unternehmungen (Gas, Wasser) 
zu reduzieren. Dies wäre aber nicht wohl gethan. Aller- 
dings haben auf dem Gaswerk und der Wasserversorgimg 
schon sehr bedeutende Abschreibungen stattgefunden und 
dieselben repräsentieren einen weit höhern Wert, als er 
noch auf den Büchern steht. Es ist aber zunächst mit 
Bezug auf die Wasserversorgung an das oben gesagte 
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zu erinnern; möglicherweise werden auf Rechnung der- 
selben eine l:)etrachllichc Zahl von (iHentlichen l^runneii 
erstellt werden, in weichem Fall dann der Reinertrag 
der Unternehmung eher abnehmen könnte. Mit Bezug 
aber auf das Gaswerk ist darauf aufmerksam zu machen, 
dass im Gebiet des Beleuchtungswesens noch bedeutende 
Verbesserungen und Umwandlungen infolge neuer Er- 
findungen in Aussicht stehen^ welche Fraise ja die städti- 
schen Beliörden vicltach beschäftiiLi^t hat, bevor zum Bau 
des neuen Gaswerks geschritten wurde. Wer garantiert 
dafür, das nur in 10 oder 20 Jahren noch mit Stein- 
kohlengas werde beleuchtet werden, oder dass wenigstens 
die Bereitung desselben noch in der jetzigen Weise vor 
sich gehe: Da müsste dann die Gasfabrik wieder um- 
gebaut werden, und fiir diesen Fall handelt die Stadt 
weise, wenn sie den Buchwert derselben möglichst herab- 
zubringen trachtet. Sodann sind aber alle diese Unter- 
nehmungen in ihrem Zusammenhang mit einander zu be- 
handeln. Sind die Abschreibungen vielleicht an sich zu 
reichlich beim Gas- und dem W'asserwerk, so sind sie 
viel zu gering bei den Strassenbahnen. Es schiene da* 
her nicht ratsam, wenn die städtische Verwaltung bei 
den erstgenannten Unternehmungen die Amortisation 
herabdrücken würde, bloss um der Gemeinderechnung 
(ordentlicher Verkehr) mit grössern Reinerträgnissen zu 
Hülfe kommen zu 1. nnen. 

Weiter unten, im Abschnitt Kapitalrechnuug, werden 
noch einige Bemerkungen darüber folgen, welche Anfor- 
derungen das Gesetz an diese sog. selbständigen Unter- 
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nehmungen stellt und wir davor warnen, im Gemeindegut 

unter den realisierbaren Aktiven Anstalten als solche 
einzustellen, welche in That und Wahrheit nicht dahin 
gehören. 

* * 
* 

Kapitalrechnung. Der gesamte Vermögensstand des 
Gemeindeguts war Ende 1893 Fr. 14,844,694 und 

Ende 189y minus Fr. 14, 911), 388, somit um ein geringes 
ungünstiger als vor 7 Jahren, in That und Wahrheit ist aber 
der Unterschied ein weit grösserer. Im Inventar von 1899 
erscheinen eben die Aktiven nach dem Vorhergesagten 
mit weit höheren Ansätzen als 1893 ; wären die Ansätze 
die gleichen, so hätte sich der Vermögensstand des Ge- 
meindeguts um etwa 4 Millionen verringert. Aber auch 
so ist dieser Kapitalabschluss kein günstiger, es sollten 
eigentlich die StammgUter frei und unbeschwert sein und 
die Stadt Zürich anstatt fast minus 15 Millionen ein Ver- 
mögen von pliisVx. 4,6U7,<)58 besitzen, welches Resultat 
(aktiv statt passiv) nur zu erreichen wäre durch eine 
weitere Tilgung von Schulden im Betrag von etwa 1 9 1/2 
Millionen Fr. Hieran ist aber einstweilen gar nicht /u 
denken. Auch wenn der angenommene l inanzplan ein- 
gehalten werden kann, so wird bis zum Ende des Jahrs 1922 
vielmehr eine Verschlechterung der Finanzlage um noch 
etwa 5 Millionen Fr. stattfinden. 

Fr. 

Die realisierbaren Aktiven betrugen: 1893 41,957,954 

181>U 52,536,253 
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Fr. 

Die nicht realisierb. Aktiven betrugen : 1893 10,199,970 

1899 16,8r>2,2r>l 

Die Passiven betrugen: 1893 45,219,768 

1899 69,388,504 

Dieser Passivbestand hat sich durch ein im Jahr 
1900 erhobenes Anleihen wieder um 12 Millionen, somit 
auf 81 Millionen Fr. erhöht; eine weitere neue Anleihe 

steht in nicht ferner Aussicht. 

1893 lfS9t) 
Fr. Fr. 

Die allgemeinen Fonds betrugen 1,011,001 1,646,352 

die bürgerlkken Fonds und Güter 9,461,994 13,094,287 

Zusammen 10,472,995 ii, 740,639 
somit Zuwachs im ganzen von Fr. 4,268,000 ; letzterer fällt 
aber zum grössten Teil auf Höherwertuno^ der Aktiven.. 

Mit Bezug auf das Inventar des Gemeindeguts kann 
man wohl sagen, dass die darin verzeichneten Werte 
im vollen Betrag vorhanden seien, ja, wenn dieselben 
liquidiert werden müssten, so wäre eine beträchtlich 
höhere Summe erhäldich. So sollte es aber immer sein. 
In den .Mehrwerten der Lie^jenschaften über die Inventar- 
ansätze hinaus liegt gewissermassen eine Reserve, weiche 
eher geäuffnet als gemindert werden muss. Nach unserer 
Ansicht sollten nun einstweilen keine Höherwertungen der 
städtischen Liegenschatten mehr vorgenommen werden. 
Wie diese Werte nun längere Zeit gestiegen sind, so 
können sie auch wieder eine Zeit lang abnehmen. 

« ü> 
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.Viit eine Gelahr etvvclcher Minderun!^^ tlrs ( iemeinde- 
vermögens, welche eintreten konnte, ist hier noch auf- 
merksam zu machen. § 81 des Zuteilungsgesetzes be- 
stimmt: es dürfen zu gunsten von produktiven Unter- 
nehmungen Anleihen nur erhoben werden, soweit Gewähr 
dafür vorhanden sei, dass dieselben aus den Betriebs- 
ergebnissen verzinst und amortisiert werden können. 
Solche produktive Unternehmungen werden nun bei uns 
in das Inventar des Gemeindeguts eingesetzt und hgu- 
rieren als Teile des eigentlichen Gemeindevermögens. 
Nach einer Verordnung betreffend das Rechnungswesen 
der Gemeinden vom 28. November 1869, 7. können 
aber nur sog. realisierbare Aktiven unter die Bestand- 
teile des Gemeindevermogens gerechnet werden. Im 
weiteren wird in dieser Verordnung gesagt, solche reali- 
sierbare Aktiven seien Gebäude und Grundstücke, welche 
zwar zur Zeit keinen Ertrag abwerfen, aber ohne Nach- 
teil tiir den Betrieb des (jemeindch.iushalts veraussert 
werden könnten, wie z. B. durch Neubauten entbehrlich 
gewordene Schulhäuser, zu Bauplätzen geeignete Grund- 
stücke und dergl. . 

Mit diesen Bestimmungen fängt man bei uns an, 
es nicht mehr so genau zu nehmen : die vor etwa zwei 
Jahren von den Stimmberechtigten beschlossene Kekrichi- 
Verbrmnungsanstalt, für welche I Million Fr. ausgesetzt 
wurde, soll als eine solche produktive Unternehmung 
behandelt und als realisierbares Aktivum in die Gemeinde- 
rechnu ng eingestellt werden. Dies ist nach diesseitiger An- 
sicht nicht richtig. Nacheineni vom Stadtrat aufgestellten Be- 
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triebsbudget würde diese Anstalt für den Betrieb in der 

ersten Zeit jährlich Fr. ir)S,l 1 ;^ ertordern, in einer spätem 
Zeit, wo die Anstalt eine grössere Ausdehnung haben wird, 
Fr. 295,957 Ausgaben verursachen. Die Einnahmen an 
Mietzinsen für Kraftabgabe und Schlackenverwertung wür- 
den in der ersten Periode Fr. ü3,i^lO betragen, und dann 
werden zur Ausgleichung noch Fr. 85,000 in Einnahme ge- 
bracht, welche der Strassenunterhalt zu bezahlen hätte, wo- 
gegen derselbe dann an Fuhrlöhnen und Mehrarbeit einen 
gleichen Betrag ersparen würde. Der Strassenkehricht 
würde in der Kehrichtverbrennungsanstalt vernichtet und 
dadurch der Stadt gegenüber der jetzigen Abfuhr eine 
Ersparnis in dem angegebenen Betrag von Fr. 85,000 
entstehen. Verzinsung und Amortisation sind in diesem 
Budget inbegriffen, dasselbe weist aber doch schliesslich 
ein Deh/it von ¥r. 4000 auf. In der späteren Periode 
der Entwicklung der Anstalt würde sich ein ungefähr 
gleiches Betriebsergebnis herausstellen. Eine derartige 
Anstalt kann nicht als eine produktive Anstalt im Sinne 
des Gesetzes beliandelt werden. Es liegt hier nur eine 
Anstalt vor, welche geeignet ist, im städtischen Ver- 
waltungsbetrieb Ersparnisse zu erzielen ; ob übrigens in 
dem Umlang, wie das BetriebsbudgeL dies annimmt, ist 
noch sehr fraglich. Mit dem gleichen Recht könnte ein 
neues Schulhaus als realisierbares Aktivum behandelt 
werden : denn vor dv.m Bau desselben sind \'ielleicht 
die Schüler in einer Reihe von L.okalen in Privathäusern 
untergebracht gewesen, und die Mietzinse für die letztern 
werden nun durch die Benutzung des Schulhauses er- 
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spart. Es fallt aber niemandem ein, dieses Schulhaus mit 
einem Kapitalansatz, welcher der gemachten Ersparnis 
entspricht, oder gar im vollen Kostenbetrag, in das 
eigentliche Gemeindevermogen einzustellen. Ahnlich ver- 
hält es sich mit dem neuen Stadthaus beim Fraumünstttr. 
Durch den eben jetzt stattgehabten Bezug desselben 
wurden eine Reihe von Lokalen frei, (ur welche die 
Stadt etwa Fr. 40,000 Miete bezahlt hat, und diese 
Summe wird nun erspart. Gleichwohl wird das Stadt- 
haus nicht unter die realisierbaren Aktiven gesetzt. Wir 
halten es daher fiir unrichtig und gefährlich, wenn in 
das Gemeindevermugen \\ erte, wie die K( hrichtverbren- 
nungsanstalt eingestellt werden, welche doch zum Teil 
einen mehr ideellen Wert haben und zur Verminderung 
desst:lbcn beitragen müssten. I)iese l nteriiehmung hat 
nach unserer Ansicht ganz oder wenigsims mit einem 
Teil der Baukosten durch den ausserordentlichen Verkehr 
zu gehen und ist insoweit unter die nicht realisierbaren 
Aktiven einzureihen. Über den Betrieb ist eine selb- 
ständige Rechnung zu führen. Die Kehrichtverbrennungs- 
anstalt stebt keineswegs auf der gleichen Linie, wie die 
Gas- und Wasserw crk»*, bei denen die Einnahmen, welche 
sie von der städtischen Verwaltung zu gut haben, im 
Verhältnis weit geringere sind. So beim Gaswerk: Ge- 
samteinnahmen: Fr. 3,826,109. Darunter für die öffent- 
liche Beleuchtung: Fr. 3bG,107. Bei der Wasserversor- 
gung: Gesamteinnahme : Fr. 1,819,291 ; Einnahmen 
von städtischen Verwaltungen her: Fr. 272,192. (Rech- 
nung^ von 1899.) Audi ,uhne diese Einnahmen aus städt- 
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ischen Kassen sind dies Unternehmungen, welche einen 
sichern Ertrag abwerfen. Die Kehrichtverbrennungsan- 
stalt aber könnte gar nicht bestehen, wenn sich die 
Stadt nicht selbst derselben bediente. 

Laut einer Weisung des Stadtrats über die Gestal- 
tung des Ötenb(ukquariUrs will aus diesem grossartigen 
Projekt ebenfalls eine selbständige Unternehmung ge- 
macht und ohne Zweifel dieselbe dann auch in das Ge- 
memdeverniügen eingestellt werden. Von Produktivität 
ist aber hier gar keine Rede, im Gegenteil würde nach 
der Durchführung aller Bauten noch ein Defizit von etwa 
3 1/4 Millionen 1 r. entstehen, welches durch einen jähr- 
lichen Zuschuss von Fr. 300,000 während 1 1 Jahren aus 
dem ordentlichen Verkehr abgetragen werden soll. 
Abi^esehen davon, dass die Autl^riniruno- dieses Zuschus- 
ses dem ordentlichen Verkehr recht schwer werden dürfte, 
muss gesagt werden, dass eine derartige Behandlung 
von Bauunternehmungen unserm durch das Zuteilungs- 
t^esetz giordneten Finanzhaushalt gänzlich fremd ist. Der 
Kanton Zürich behandelt etwa Unternehmungen in 
dieser Art, aber in der Stadt Zürich mUsserusolche Pro- 
jekte an den ausserordentlichen Verkehr i^ewiesen werden. 
Es war wohl erlaubt, aul diese missbräuchliche Behand- 
lungsweise aufmerksam zu machen. 

Wie der zu erstellende Schlachikof einmal im Sinn 
einer produktiven Unternehmung behandelt werden könne, 
muss erst die Zukunft lehren. 
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Bei diesem Anlass ist noch der Wunsch auszu- 
sprechen, es möchte der Beschluss des Grossen Stadt- 
rats vom 12. Februar 1898 aufrecht erhahen werden. 
Nach demselben wurde der Stadtrat eingeladen, Vorer- 
töse aus realisierbaren Aktiven, welche verkauft werden, 
unter allen L mstanden nur zur Schuldentilgung im ausser- 
ordentlichen Verkehr und zwar über das vorgeschriebene 
gesetzliche Mass hinaus zu verwenden. Der Intention 
dieses lieschlusses würde es entsprechen, wenn man dazu 
kommen könnte, alle diese Beträge, welche beim Verkauf 
von Liegenschaften über die Inventarwerte hinaus erhält- 
lich sind, in einen besondern Fonds zu legen. Während- 
dem nach dem Finanzplan Ende 1922 ein Passivsaldo 
von höchstens 20 Millionen auf der Neubautenrechnung 
vorhanden sein wird, so könnte dann der genannte Fonds, 
in dem vielleicht einige Millionen angesammelt wären, 
jener Summe gegenübergestellt werden. Auf diese Weise 
wurde effektiv der Fassivsaldo dannzumal nicht 20, son- 
dern einige Millionen wcnigL-r bcirat^en. was gewiss als 
eine nicht unwesentliche Verbesserung der Finanzlage 
zu betrachten wäre. 
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Aus dem Vorhergehenden hat der Leser sich 

selbst ein Urteil darüber bilden können, ob unsere 
Finanzlage eine durchaus gesunde sei» oder ob sie hin- 
gegen das eine und andere zu wünschen lasse. Der 

Verfasser glaubt das Letztere und hält dafür, dass Vor- 
sicht, Zurückhaltung und Einfachheit in der Befriedigung 
aller Bedürfnisse, sowie auch strenge Einhaltung der 
einmal aufgestellten Grundsätze an^e/eit^^t sei. Die Auf- 
gabe der städtischen Behörden, das Gleichgewicht der 
Einnahmen und Ausgadm oM/recht zu erhalten^ ist keine 
leichte. Sie sollten auf der einen Seite die Steuern 
nicht erhöhen; denn an diesen haben clie Bürger bereits 
genug. Auf der andern Seite aber dürfen auch die 
Schulden nicht über ein gewisses, beschränktes Mass 
vermehrt werden ; der Passivenbestand mit 81 Millionen, 
der sich in den nächsten Jaiiren noch vermehren 
wird, ist eben für eine Stadt wie Zürich ein sehr 
beträchtlicher. Der Stadtrat befindet sich daher etwa 
in der Lage tlos Schiffers \\\\ ni\'th( »logischen Altertum, 
welcher zwischen den beiden Felsen Scylla und Charybdis 
hindurchschiffen musste ; wollte er dem einen Felsen ent- 
gehen, so setzte er sich der Gefahr aus, an dem an- 
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dern Schittbruch zu leiden, woher dann der sprichwörtlich 
gewordene Vers „incidit in Scyllam qui vult vitare 
Charybdim*^. (Es stürzt in die Scylla, wer die Charybdis 
vermeiden will). Um diese Zwickmühle werden die 
städtischen Behörden noch lange nicht herum kommen 
und nur bei weiser Zurückhaltung mit neuen, nicht 
durchaus notwendigen Ausgaben den Gefahren derselben 
entgehen. Eine sorgfältige Erhaltung des Gleichgewichts 
in den Finanzen ist zwar nicht der Gemeinde Zweck 
selbst, aber eines der wichtigsten Hülfsmittel, um den 
eigentlichen Gemeinde-Zweck zu erreichen. 

Die Schwierigkeit der Lage, aber auch die Not- 
wendigkeit mit den Ausgaben noch mehr als bisher 
zurückzuhalten, werden noch durch einige in jüngster 
Zeit eingetretene Verhältnisse erhöht. Fürs erste ist 
es für die Stadt peinlich, dass die Bestrebungen, ein 
neues Steuergesetz für den Kanton Zürich ins Leben zu 
rufen, so langt- nicht zum Ziele führen. I'ls wird in 
der That recht schwierig sein, ein solches unserem Volke 
mundgerecht zu machen und zur Annahme zu bringen, 
und doch ist das steuerbare Vermögen und Einkommen 
jedenfalls bedeutend grosser als das durch die Taxa- 
tionen bezeichnete; da herrscht noch die krasseste Un- 
gerechtigkeit, was eines der grössten Übel im civili- 
sierten Staate ist. Ks ist anzunehmen, dass nach dem 
Inkrafttreten eines Steuergesetzes, weiches namentüch mehr 
Ernst, Gewissenhaftigkeit und Genauigkeit in die Taxa- 
tionen zu bringen hätte, die Stadt über eine weit 
grössere Einnahme an Steuern zu vertügen hätte. Eines 
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ist irenich hinwiederum beim Zustandekommen eines 
Steuergesetzes zu betürchten, etwelche Kapitalflucht aus 
der Stadt. Nicht alle, welche sich bis anhin nicht ge- 
wissenhaft taxiert haben, werden eine gerechtere Be- 
steuerung^ aller wünschen, sondern mancher sich derselben 
zu entziehen suchen. Es sollte Garantie geboten werden, 
dass man nicht bei einem höheren Steuerkapital der 
Stadt, dann nur «m so viel mehr aus<^iebt. 

Sodann erschwert der Stadt Zürich die Lösung 
ihrer Aufgaben der Umstand, dass sich die Finanzen des 
Kantons Zürich zur Zeit auch in einem ziemlich bedenk- 
lichen Zustand befinden. Es sei hier darauf auimerksam 
gemacht, dass wenn irgend welche neue Einnahms- 
quellen erschlossen, namentlich neue Steuerarten aus- 
t^edacht werden können, selbstverständlich der Iv.uiLoii 
diese vorwegnimmt. Sollte aber g^ar der Staat Zürich 
zu einer Steuererhöhung sich entschliessen, so dürfte 
dann die Stadt vor ihre Bürger mit irgend einer Herauf- 
setzung von Steuern, wäre es auch nur der Liegen- 
schaftensteuer, nur gar nicht mehr treten. 

Als ein drittes, für den städtischen Ftnanzhaushalt 
sehr nachteilig ins Gewicht fallendes \ ( rhältnis ist die 
eingetretene sog. Liegemc/ia/ien- oder Hypoikekarkrisis 
zu bezeichnen, welche gewiss noch eine Reihe von Jahren 
andauern wird. Es handelt sich da eigentlich um nichts 
anderes, als um den \<mi vielen län^^st vorherijesehenen 
Rückschlag, der nach dem unglaublichen Schwindel iu 
der Spekulation mit Liegenschaften, während fünf 
oder mehr Jahren, eingetreten ist. Hier ist zu be- 
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dauern, dass das Unglück nicht nur die Schuldigen, 
sondern auch viele Unschuldige getroffen hat. Eigent- 
liche Heilmittel dagegen giebt es kaum, sondern in der 
Hauptsache wird die Ausgleichung nur nach und nach 
von sell)st statthndtMi, aber nicht ohne dass ihr xicle 
zum Opfer tallen müssen. Immerhin ist durch das Zu- 
sammentreten der Banken und durch die vor sich ge- 
hende Erleichterung des Geldmarkts eine etwelche Be- 
ruhigung und V erminderung der Panik eingetreten. Die 
Nachteile für den städtischen Haushalt werden darin zu 
Tage treten, dass die Handänderungsgebühr einen ge- 
ringeren Ertrag abwirft, da und dort Steuervermögen sich 
als üktiv erzeigt oder sonst als verloren abgeschrieben 
werden muss und aber auch das Einkommen der 
Einwohnerschaft infolge der teilweisen Stockung von 
Handel und Verkehi' zurückgeht. Da leuchtet es doch 
gewiss ein, dass in solcher Zeit mit weittragenden Pro- 
jekten mehr als bisher geschah, zurückgehalten werden und 
in allem die grösste P^infachheit zur An\v<jndung kommen 
muss. Wenn in neuster Zeit davon die Rede war, dass die 
Stadt nun diese günstigen Konjunkturen benützen müsse, 
um Lieoenschaften an/ukaiitt-n, so halten wir dafür, 
dass hietür der richtige Zeitpunkt noch nicht gekommen 
sei. Die Grundwerte sind jetzt noch zu teuer und 
werden noch weiter heruntergehen, die Stadt würde 
jetzt nicht mit V orteil kaufen und würde vielleicht in 
wenigen Jahren genötigt sein, auf den Werten der er- 
worbenen Liegenschaften Abschreibungen vorzunehmen. 
Ebensowenig i.sL zur Zeit eine Veranlassung vorhanden, 
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Baugenossenschaften zum Erstellen von Wohnungen 

durch städtische Sub\cntioncn zu ermuntern. Es giebt 
jetzt mehr als genug Häuser in unserer Stadt. 

* 

i 
I 
1 

Zum Schlüsse sollen die geltend gemachten An> 
forderungen, mit Bezug auf den städtischen Finanz- 

hnushalt und die ausgesprochenen Wünsche, in bestimmte 
Fostulate formuliert werden. 

I. Im ordentlichen Verkehr^ d. h. in der gewöhn- 
lichen Gemeindeverwaltung hält der Verfasser die grösste 

Zurückhaltung und Einfachheit für geboten. Es sollte 
\ ()m Stadtrat auch getrachtet werden, da und dort eine \ 
bisher gemachte aber nicht durchaus notwendige Aus- | 
gäbe zu vermeiden, oder wenigstens zu beschneiden. Die I 
Liegenschaftensteuer ist, wenn immer möglich, nicht zu i 
erhöhen. ' 

I 

II. Im ausserordentlichen Verkehr hat man dch 

an die angenommene, durchschnittliche Verbrauchssumme ' 

von 2 Millionen zu halten, ja man soll sogar während ' 

einer Reihe von Jahren etwas darunter bleiben, da das j 

Jahr 1899 diese Rechnung so ausserordentlich stark I 

belastet hat. Sollte dies als nicht thunlich erscheinen, \ 

so ist der Zuschuss aus dem ordentlichen Verkehr an i 
diese Rechnung angemessen zu erhöhen. Nur nach 

allen Richtungen abgeklärte und zur Ausfuhrung reife I 
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Projekte sind in den Voranschlag aufzunehmen und ist 

dieser einmal genehmigt, so soll nur ganz ausnahms- 
weise im Laut des Jahres noch ein Kredit für eine 
weitere Baute erteilt werden. Die Voranschläge sind 

aufs genaueste zu entwerfen und sorgfältig einzuhalten. 

III. Bezüglich der selbständtgm Untenuhmungen 
sind die in Gesetz und Verordnungen niedergelegten 

Grundsätze aufs genaueste zu belulgen. Es dürten 
keine Anstalten wie die Kehrrichtverbrennungsanstalt, 
wenigstens nicht mit dem vollen Kostenbetrage, ins In- 
vciuai der rtalisicrl^aren Aktiven eingestellt werden. 
Die Abschreibungen aut den produktiven Unternehmun- 
gen der Stadt sind für die nächste Zeit nach den jetzt 
geltenden Grundsätzen fortzuführen. Werterhöhungen 
im Inventar sind ebenfalls zu unterlassen. 

IV. Vcrerlöse beim Verkauf von Liegenschaf teny über 
die Inventuransätze hinaus, sind unter allen Umständen 
nur zur Schuldentilgung im ausserordentlichen Verkehr, 
und zwar über das gesetzlich vorgeschriebene Mass hinaus, 
zu verwenden. Bei Erlass der Gemeindeordnung nach 
Inkrafttreten des revidierten Zuteilungsgesetzes ist zu 
untersuchen, ob nicht hiefür ein besonderer Fonds anzu- 
legen und in denselben alle diese Vorerlöse bis Ende 
1922 einzu werten seien. 

V. Ebenfalls bei Erlass der neuen Gemeindeordnung 

ist die Frage zu prüfen, ob nicht der RecknungsfrilfungS' 
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Organisation zu geben sei. damit dieselbe ihrer ausser- 
, ordentlich wichtigen Autgabe noch mehr als bislu r ge- 
recht werden kann. Vielleicht könnte dieselbe in ihrer 
Mitgliederzahl um etwas beschränkt und dafür dann den 
Mitgliedern eine grössere Entschädigung ausgerichtet 
werden. Auf die Besetzung derselben ist die grösste 
Sorgfalt zu verwenden. Die Tüchtigkeit und Eignung 
tür diese 1 hali^kcil und nicht die Ziii'ehöritrkeit /u einer 
Partei sollte hier massgebend sein, wie bei einem Richter. 

Die Aufgabe dieser Kommission wird künftig eine 
noch bedeutendere sein, da die Finanzlage noch gespann- 
ter werden dürfte und diese Kommission noch mehr als 
bisher auf Ersparnisse und Vereinfachung wird hinwirken 

innssen. Aut der andern Seile sollttMi die Arbeiten der 
Kommission rascher zum Ende geführt werden, nament- 
lich die Vorberatung des Voranschlages, 

VI. Die durch das Zuteilungsgesetz aufgestellte 
Sachverständigen- Kommission , welche die Jahrrechnungen 
zu prüfen und dem Bezirksrat für sich und zu Händen 
des Regieruni:^srats über ihren Befund alljährlich Bericht 
zu erstatten hat, soll l)eibehalten werden. Es lag durch- 
aus kein genügender Grund vor, diese Stelle im Initiativ- 
vorschlag des Grossen Stadtrats nicht aufzunehmen. 
Für ein endgültiges Urteil über den Wert dieser Ein- 
richtung ist die Zeit, während welcher sie bestanden hat, 
noch zu kurz, und die Männer, welche bisher derselben 
angehörten, haben in keiner Art und Weise zu einem 
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ahfallioc^n Urteil ühv.r ihre Vernich tun^^^eii Veranlassung 
i^e^eben. Die Bezirks- und kantonalen Behörden be- 
dürfen einer solchen Hülfsstelle, denn das Studium 
unserer so ausg-edehnten-Rechn untren ist eine Spezialität, 
für weleiic Neig^ung, Betahigung und Aulwand von Zeit 
und iVIUhe durchaus nötig sind. 

yanuar l'.KfJ. 
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